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			Durchwachsene Bilanz

			Umfrage ein Jahr nach Macris Amtsantritt als Präsident
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			„Ein Jahr gemeinsam“ - dieses Bild präsentierte Mauricio Macri ein Jahr nach seinem Amtsantritt. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) - Eher durchwachsen fällt die Bilanz nach dem ersten Jahr von Mauricio Macri als Präsident aus. Der Staatschef, der am 10. Dezember 2015 sein Amt antrat, erhält von den Bürgern für seine Regierungstätigkeit nur eine mäßige Bewertung: 5 auf einer Skala von 0 bis 10. Dies ist das Ergebnis einer Studie, die das Meinungsforschungsinstitut „Poliarquía Consultores“ im Auftrag der Zeitung „La Nación“ zu Anfang dieses Monats durchgeführt hat.

			Demnach verschlechterte sich das Ansehen Macris in den vergangenen zwölf Monaten von 71 Prozent auf aktuell nur noch 55 Prozent. Der Wert ist allerdings besser, als diejenigen von Macris Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner. Diese büßte im ersten Jahr ihrer Präsidentschaft deutlich an Beliebtheit ein und fiel von 64 Prozent Zustimmung im Jahr 2007 auf 33 Prozent im Folgejahr. Auch im ersten Jahr ihrer zweiten Amtszeit stürzte Kirchner von 72 auf 47 Prozent ab.

			Gut schneidet Macri vor allem in der Hauptstadt ab. Dort, wo er zuvor acht Jahre lang als Regierender Bürgermeister tätig war, bewerten 62 Prozent seine Arbeit als Präsident als positiv. Im Großraum Buenos Aires fällt die Zustimmung mit 48 Prozent schon deutlich geringer aus. Im Landesinneren kommt Macri immerhin auf einen Wert von 57 Prozent.

			Befragt, wie sie die Situation des Landes nach einem Jahr Macri sehen, gaben lediglich 18 Prozent eine positive Antwort. 37 Prozent hingegen sehen Argentinien in einem schlechten Zustand. 45 Prozent bewerteten die Situation als weder gut noch schlecht.

			Als positiv wird Macri angerechnet, die Renten verbessert zu haben. Auch die Aufhebung der Devisenkontrollen, die Einigung mit den Hedgefonds in New York, die Beibehaltung der Sozialprogramme und der Kampf gegen die Korruption kann der Präsident auf der Habenseite verbuchen.

			Negativ wird indes gesehen, dass unter Macris Regierung die Kosten für die öffentlichen Dienste stark gestiegen sind. Des Weiteren lässt die versprochene Ankurbelung der Wirtschaft weiter auf sich warten. Die Inflation galoppiert weiter nahezu ungebremst, und die Lohnsteuer wurde nicht gesenkt, wie es Macri im Wahlkampf noch versprochen hatte. Nicht populär war zudem die Maßnahme, Abgaben für Bergbauunternehmen zu streichen.
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			Argentinien aus PISA-Wertung gefallen

			Es fehlten Daten von 3000 Schulen, um Vergleiche anzustellen
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			Esteban Bullrich musste den Ausschluss Argentiniens erklären. (Foto: casarosada)

			Buenos Aires (AT/mc) - Argentinien ist aus der Wertung der aktuellen PISA-Studie der OECD gefallen. Die von Argentinien eingereichten Daten seien nicht umfangreich genug, um einen Vergleich zur Studie des Jahres 2012 vorzunehmen, hieß es seitens der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Bei der weltweit durchgeführten Untersuchung ging es um Fähigkeiten der Schüler auf den Feldern von Naturwissenschaft und Mathematik sowie beim Leseverständnis. 

			Wie Bildungsminister Esteban Bullrich erläuterte, hätten Ergebnisse von 13.000 Schulen eingereicht werden müssen. Argentinien gab aber nur Unterlagen von 10.000 Schulen an die OECD. Die Daten seien noch zu Zeiten der Regierung von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner erhoben worden. 

			In einer Pressekonferenz informierte Bullrich darüber, dass Argentinien ansonsten den 50. Platz von 70 untersuchten Ländern belegt hätte. Dies hätte eine Verbesserung um neun Plätze bedeutet gegenüber 2012, als Argentinien weltweit auf Platz 59 landete. In der Region hätte Argentinien bei Gültigkeit seiner Ergebnisse den dritten Platz hinter Chile und Uruguay belegt. Ermutigend sind die Ergebnisse für die Stadt Buenos Aires, wo Bullrich bis 2015 als städtischer Bildungsminister fungierte. Die Hauptstadt käme im internationalen Vergleich auf Platz 38. Wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf nicht näher genannte Experten berichtete, habe gerade die deutliche Verbesserung bei den eingereichten Daten die Studienmacher der OECD stutzig gemacht, was die Ergebnisse Argentiniens betrifft.

			Minister Bullrich beklagte indes „schwere technische Fehler“ bei der Durchführung der Untersuchung. Die Vorgängerregierung habe die statistische Erfassung offenbar nicht ernst genug genommen. In Frage gestellt werde so also nicht in erster Linie die schulische Erziehung, sondern das Funktionieren der Regierung. Gleichwohl kündigte Bullrich an, keine Ermittlungen durchzuführen, um zu klären, wie es genau zu den unzureichenden Statistiken gekommen sei.

			Bullrichs Amtsvorgänger Alberto Sileoni wies Vorwürfe der Manipulation zurück. Es sei nicht zutreffend, dass Daten von Schulen mit schlechten Ergebnissen aussortiert worden seien. Zwar lägen weniger Daten vor als vor drei Jahren, doch seien diese zuverlässig. Unter dem Strich sei in den vergangenen Jahren eine Verbesserung der schulischen Bildung zu verzeichnen gewesen, meinte Sileoni.
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			Die Woche in Argentinien

			Neues Militärgerät

			Die Armee soll neues Militärgerät erhalten. Die gab Verteidigungsminister Julio Martínez am Montag bekannt. Geplant ist unter anderem die Anschaffung von zwölf neuen Übungsflugzeugen vom Typ Texan T-6. Diese sollen auch zur Bekämpfung des Drogenhandels in den Grenzgebieten zu Bolivien und Paraguay eingesetzt werden. Des Weiteren stehen vier Transportflieger, vier Patrouillenboote, 30 gepanzerte Fahrzeuge sowie neue Kampfgewehre der Marke Beretta auf der Einkaufsliste der Militärs. Dafür werden bis 2019 rund 40 Milliarden Pesos veranschlagt. Die Anschaffungskosten werden dabei nicht aus den etatmäßigen Haushaltsmitteln des Verteidigungsressorts in Höhe von 95 Milliarden Pesos bestritten, sondern sie stellen einen Extra-Posten dar. Im Gegenzug will die Armee bei ihrem Geheimdienst einsparen, der von derzeit 2000 Mann auf 400 verkleinert werden soll. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, habe Präsident Mauricio Macri bereits den Plänen zugestimmt. Diese wären in jedem Fall bemerkenswert: Die argentinische Armee hat seit 40 Jahren keine fabrikneuen Flugzeuge mehr erhalten.

			Mehr Gendarmerie

			In der Nationalregierung gibt es derzeit Pläne, die militärisch organisierten Einheiten der Bundespolizei (Gendarmerie) verstärkt für Einsätze im Großraum Buenos Aires einzusetzen. Für diesen Zweck sollen Aufgaben wie die Bewachung von Wasser- und Atomkraftwerken, die bislang der Gendarmerie oblagen, auf die Armee umgelagert werden. Eine entsprechende Bitte hat Sicherheitsministerin Patricia Bullrich an ihren Kabinettskollegen, Verteidigungsminister Julio Martínez, herangetragen. Bullrich will die Neuzuteilung der Aufgaben per Notstandsdekret durchsetzen. 1200 Angehörige der Gendarmerie sollen auf diese Weise frei werden für Patrouillen. Im Großraum Buenos Aires ist die Sicherheitslage angespannt. Alleine im Bezirk La Matanza gab es am vergangenen Wochenende fünf Morde innerhalb von 24 Stunden.

			Prozess gegen Milani

			César Milani steht immer mehr unter Druck: Am Montag eröffnete Bundesrichter Daniel Rafecas einen Prozess gegen den einstigen Heereschef mit Verdacht auf Bereicherung im Amt. Die Justiz zweifelt an Milanis Angaben zum Kauf seines Anwesens in La Horqueta (San Isidro) für 1,5 Millionen US-Dollar. Der Generalleutnant hatte angegeben, zur Anzahlung 200.000 US-Dollar von einem Freund als Kredit erhalten zu haben. Der Richter hält die vorgelegten Belege aber für nicht glaubhaft. Ebenfalls in dem Prozess verantworten muss sich Kapitän zur See Eduardo Enrique Barreiro, dem Komplizenschaft mit Milani vorgeworfen wird. Rafecas veranlasste des Weiteren, die Vermögen von Milani und Barreiro bis zu einer Höhe von 5 bzw. 2 Millionen Pesos zu beschlagnahmen.

			Zölibat hinterfragt

			In der Provinz Córdoba hat der katholische Bischof Sergio Buenanueva zu einer Debatte über die Zukunft des Zölibats aufgerufen. Dies berichtet die Katholische Nachrichten Agentur KNA. Anlass ist demnach der Verlust von gleich vier Priestern in der Diözese San Francisco, die laut einem Bericht der Tageszeitung „El Periodico“ wegen Liebesbeziehungen ihr Amt aufgegeben hätten. „Diese Fälle verpflichten uns zum Nachdenken“, argumentierte der Bischof.  „Jedes Mal, wenn ein Geistlicher die Entscheidung trifft, nicht mehr weiter zu machen, ist es schmerzhaft für uns und wirft Fragen auf. Manchmal hat dies mit dem Zölibat zu tun“, meinte Buenanueva. Der Bischof könne sich gut vorstellen, dass es irgendwann möglich sein werde, verheiratete Männer zu Priester zu weihen.

			Großbrand an der Küste

			Ein großer Waldbrand hielt am Montag den Küstenort Valeria del Mar in Atem. Gegen 13 Uhr entzündete sich das Feuer in einem Waldgebiet und bedrohte in der Folgezeit auch Häuser. Der kritischste Punkt war erreicht, als die Flammen sich einer YPF-Tankstelle bis auf 15 Meter näherten. Glücklicherweise drehte der Wind, und die Situation entschärfte sich. 15 Feuerwehreinheiten waren im Einsatz. Nach acht Stunden gelang es schließlich, das Feuer unter Kontrolle zu bringen. Die Behörden vermuten Brandstiftung als Ursache. Martín Yeza, der Verwaltungschef des Bezirks Pinamar, sprach von mehreren Brandherden, was auf eine mutwillige Tat schließen lasse. 

			TyC zahlt Strafe

			Die hiesige Sportmarketingfirma Torneos y Competencias S.A. hat einer Geldstrafe in Höhe von 112,8 Millionen Dollar im Zuge des Korruptionsskandals im Fußball-Weltverband FIFA akzeptiert. Das berichtet der Sportinformationsdienst sid. Durch die Einigung mit der US-Staatsanwaltschaft bleibe das Unternehmen von einer Anklage verschont, wenn es in den nächsten vier Jahren zu keinen weiteren Sanktionen komme. Torneos soll über 15 Jahre mehrere Millionen Dollar für die Bestechung eines hochrangigen FIFA-Funktionärs ausgegeben haben, um sich dessen Unterstützung für die TV-Rechte der kommenden vier Fußball-Weltmeisterschaften zu sichern. (AT/mc)
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			Randalierer

			Dezember ist meistens der Monat im Jahr, an dem zahlreiche Randalierer („piqueteros“) die Straßen der Hauptstadt versperren und den normalen Verkehr mit Autos, Taxis und Omnibussen stören. Im jetzigen Dezember, der mit dem ersten Jahrestag der Regierung von Mauricio Macri zusammenfällt, hat die Anzahl und Art der Proteste bedenklich zugenommen. Die meisten von ihnen sind Dauerarbeitslose, die sich daran gewöhnt haben, von Staatsgeldern leben.

			Hinter den derzeitigen Protesten steckt die Unterstützung von sozialen Gesetzesprojekten, die im Kongress behandelt werden. In der Folge besetzen die Randalierer Straßen, öffentliche Plätze und vor allem vor dem Kongress zeitgleich mit den Tagungen, gelegentlich auch unweit der Sitzungssäle.

			Ministerin Patricia Bullrich hatte zu Beginn der Amtszeit von Macri ein Protokoll erlassen, laut dem Randalierer stets eine Zone für Passanten frei lassen müssten, anderenfalls die Polizei oder die Gendarmerie eingreifen würden. Das ist freilich nicht geschehen, so dass die Randalierer ihr Unwesen ungehindert verrichten.

			Hier klaffen zwei Verfassungsgrundsätze aufeinander. Einmal schützt die Verfassung den freien Transit, ebenso auch die freie Meinungsäußerung, auf die sich die Randalierer beziehen. Nur ein einziges Mal zur Zeit der Regierung des inzwischen verstorbenen Präsidenten Néstor Kirchner, zerstob die Polizei die Randalierer vor der „Casa Rosada“, so genannt wegen ihrer rötlichen Farbe, mit blau gefärbtem Wasser der Wasserwerfer, so dass die Randalierer nachher von der Polizei identifiziert, verhaftet und von der Justiz verurteilt werden konnten, an der Spitze der notorische Randalierer Espeche, der sich stets mit einer Mütze zeigt.

			Inzwischen haben die Randalierer eigene Organisationen gebildet, eine davon mit Rechtspersönlichkeit, die ihnen der damalige Planungsminister Julio deVido zugestand, und einem Sozialwerk („Obra Social“), das für ihre Gesundheit sorgt. Die meistens Randalierer sind Einzelpersonen, die je nach Gelegenheit für oder gegen allerlei Ziele auf die Straßen gehen, den Verkehr stören und auch Gewalt üben. Der Autoverkehr kommt gelegentlich zum Stillstand, zumal die Stadt Buenos Aires, wo die Randalierer agieren, ohnehin zu viele Kraftfahrzeuge verzeichnet, welches Szenarium Jahr für Jahr schlimmer wird. Mindestens eine halbe Million Fahrzeuge werden alljährlich verkauft, die meisten in Buenos Aires und Umgebung, wogegen die gebrauchten Vehikel im Inland abgesetzt werden.

			Kaum dass Randalierer sich melden, steht der Verkehr still. Das Memorandum von Patricia Bullrich wird nicht geachtet. Die Verfassungsvorschrift des freien Verkehrs unterliegt der anderen Verfassungsvorschrift der freien Meinungsäußerung. Dafür sorgen die Randalierer und die Regierung verliert an Glaubhaftigkeit, weil sie nicht dafür sorgt, dass beide Verfassungsvorschriften geachtet werden. Die Randalierer siegen, die Regierung verliert. Opfer ist die Regierungsfähigkeit des Präsidenten, derweil die Randalierer sich als Sieger vorstellen. 
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			Atempausen

			Von Stefan Kuhn

			Österreich war eine Atempause, nicht mehr. Dem Land ist ein rechtspopulistisches Staatsoberhaupt erspart geblieben. Wie lange diese Atempause anhält, hängt vom Wahltermin ab. Die nächsten Nationalratswahlen finden im September oder Oktober 2018 statt. Nur wenn der Bundespräsident das Parlament auflöst oder der Nationalrat sich selbst, käme ein früherer Termin in Frage. Beides ist derzeit unwahrscheinlich.

			Frankreich hat diese Atempause schon jetzt, vier Monate vor der ersten Runde der Präsidentschaftswahlen. Zumindest theoretisch, denn mit dem amtierenden Präsidenten François Hollande hat der einzige Kandidat das Handtuch geworfen, den die rechtsextreme Kandidatin Marine Le Pen in einer Stichwahl hätte schlagen können. Doch deshalb hat Hollande sicher nicht auf eine erneute Kandidatur verzichtet. Laut Umfragen hätte er gar keine Chance gehabt, in die Stichwahl einzuziehen. Zuletzt lag er mit Werten zwischen 9 und 13 Prozent auf Platz vier.

			Inzwischen sind die Karten neu gemischt. Außer Hollande fehlen auch Namen wie Nicolas Sarkozy und Alain Juppé, denn bei den Vorwahlen der konservativen Republikaner hat sich der Überraschungskandidat François Fillon durchgesetzt. Der frühere Regierungschef liegt seither in fast allen Dezember-Umfragen für die erste Runde vor der FN-Chefin Le Pen. Das muss nichts heißen, denn einen deutlichen Vorsprung hat er nicht. Und wer traut heute schon Umfragen, in denen Populisten hinten liegen?

			Als ziemlich sicher gilt allerdings, dass Fillon und Le Pen in die Stichwahl einziehen. Marine Le Pen  hat keine Gegner am rechten Rand und konstant Umfragewerte um die 25 Prozent, wobei man da noch von einer „Dunkelziffer“ zu ihren Gunsten ausgehen kann. Fillon hat bisher keine ernsthaften Gegner im bürgerlichen Lager und eine starke Parteiorganisation hinter sich. Die Linke ist - wie üblich - heillos zerstritten. Bei den Vorwahlen der Sozialisten gilt der bisherige Regierungschef Manuel Valls als Favorit. Ganz sicher ist seine Wahl nicht, denn der gebürtige Katalane zählt zum rechten Rand der Partei. Valls‘ schärfster Konkurrent ist sein früherer Wirtschaftsminister Arnaud Montebourg vom linken Flügel.

			Sollte sich Valls dennoch durchsetzen, hätte er es mit einem anderen seiner früheren Wirtschaftsminister zu tun. Der erst 39-jährige Emmanuel Macron kandidiert mit einer eigenen Liste. Politisch liegen beide in etwa auf einer Linie, persönlich sind sie sich spinnefeind. Im reformsozialistischen Lager würden sie sich Stimmen wegnehmen. Für einen Einzug in die Stichwahl würde es für keinen der beiden reichen, obwohl Macron derzeit noch nahe an der 20-Prozentmarke liegt. Mit Valls und Macron als Kandidaten käme links von der Mitte noch ein weiterer hinzu. Jean-Luc Mélenchon, der schon bei den Präsidentschaftswahlen vor vier Jahren als Kandidat der Linken mit elf Prozent ein beachtliches Ergebnis erreichte. Als einziger Kandidat der Linken könnte er Valls und Macron in der ersten Runde überholen. In die Stichwahl dürfte er nicht einziehen.

			Eine kleine Chance, Marine Le Pen vom zweiten Platz zu verdrängen, hätte dagegen Arnaud Montebourg. In den Umfragen kommt er bisher zwar kaum über 10 Prozent, als offizieller Kandidat der Sozialisten hätte er aber den Parteiapparat hinter sich. Zudem hat die Kommunistische Partei signalisiert, Montebourg als gemeinsamen Kandidaten der Linken zu unterstützen. Mélenchon wäre damit wohl Geschichte. Es wird sogar bezweifelt, dass er in diesem Fall die notwendigen Unterschriften für eine Kandidatur zusammenbringt.

			Bei all diesen Szenarien ist es unwahrscheinlich, dass Marine Le Pen französische Präsidentin wird. Bei einer Stichwahl gegen Fillon, der wahrscheinlichsten Variante, käme sie derzeit auf maximal 35 Prozent. Gegen Valls oder Macron würden es fünf Prozentpunkte mehr sein. Die Wahrscheinlichkeit, dass es zu diesen Duellen kommt, ist zwar gering, aber die Umfragen zeigen eines deutlich. Le Pen kann bei bürgerlichen Wählern deutlich mehr punkten als ein reformsozialistischer Kandidat. Das heißt, je weiter links ihr Gegner steht, desto größer sind ihre Chancen. Demnach könnte sie nur Präsidentin werden, wenn statt Fillon Montebourg in die Stichwahl einziehen würde. Dafür wäre ein Riesenskandal um Fillon oder ein weiterer ernstzunehmender bürgerlicher Kandidat nötig. Anzeichen dafür gibt es momentan nicht.

			Geschichte wiederholt sich nicht, aber es gibt immer wieder Ähnlichkeiten, für die Franzosen sogar ein Déjà-vu-Erlebnis. Bei den Präsidentschaftswahlen 2002 zog überraschend Marines Vater Jean-Marie Le Pen gegen den amtierenden gaullistischen Präsidenten Jacques Chirac in die Stichwahl ein. Chirac erreichte in der zweiten Runde über 82 Prozent der Stimmen und damit 62 Prozentpunkte mehr als in der ersten. Le Pen erhöhte sein Ergebnis um lediglich einen Prozentpunkt. Das entsprach in etwa dem Stimmenanteil seines innerparteilichen Konkurrenten Bruno Megret, der zuvor mit einer eigenen rechtsextremen Liste angetreten war.

			Vor knapp 15 Jahren setzte die französische Republik ein deutliches Zeichen gegen den Rechtsextremismus. Im Mai 2017 wird auch ein Zeichen gesetzt werden. Nur nicht so deutlich. Selbst im ungünstigsten Fall wird Marine Le Pen den damaligen Stimmenanteil ihres Vaters nahezu verdoppeln. Das Wahlergebnis wird die Atempause wie in Österreich verlängern, es wird den Trend allerdings nicht stoppen, wenn die Regierungen keine Ergebnisse liefern. Das ist leichter gesagt als getan, aber es würde schon helfen, wenn die Regierenden klare Positionen beziehen und nicht irgendwelchen Stimmungen hinterherhecheln. Der designierte österreichische Bundespräsident Alexander Van der Bellen, gewiss kein charismatischer Politiker, hat da ein Beispiel gegeben. Er bekannte sich zu Europa, einer humanitären Flüchtlingspolitik und stellte sich gegen Rechtsextremismus.
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			Randglossen

			Die Regierung hat beschlossen, das Heer und die Marine mit modernen Waffen aufzurüsten, damit sie in die Lage versetzt werden, die Grenzen zu schützen und den Drogenhandel zu bekämpfen. Es geht dabei vor allem um die illegale Einfuhr von Drogen aus Bolivien und Paraguay. Bisher befassten sich die Bundespolizei und die Gendarmerie damit, denen es häufig gelungen ist, den Drogenschmuggel aufzudecken, aber personell und technisch den Kriminellen unterlegen. Verfassungsmäßig ist es umstritten, die Armee für polizeiliche Aufgaben einzusetzen. Macri bricht mit diesem Tabu. Anders als unter den Kirchners werden nun mit modernen Waffen ausgerüstete Soldaten dafür eingesetzt, die Geißel Drogenhandel zu bekämpfen.

			Bei VW wird ab sofort Englisch Konzernsprache. Soll das ein Versöhnungsangebot an den gebeutelten US-Markt sein? Verzichten wir auf die Antwort, bei einem globalen Unternehmen ist Englisch schon längst inoffizielle Konzernsprache. Man kann schließlich kaum erwarten, dass in den großen Niederlassungen in Brasilien, Mexiko, China oder den USA alle Manager des Deutschen mächtig sind, oder umgekehrt in Wolfsburg jeder Verantwortliche Portugiesisch, Spanisch oder Mandarin spricht. Dazu kommen noch Skoda in Tschechien, Skania in Schweden und kleinere Marken wie Bugatti in Frankreich, Ducati und Lamborghini in Italien. Deshalb bringt die Ankündigung vor allem im Stammland Deutschland einen negativen Marketingeffekt. In der neuen offiziellen Konzernsprache würde man das als „bullshit“ bezeichnen. 

			Das war eine kurze Karriere. Die Comic-Figur „Wonder Woman“ ist nach nur zwei Monaten nicht mehr UN-Botschafterin. Natürlich könnte man sich fragen, wieso sie überhaupt zu dieser Ehre kam. Gut, sie ist eine Frau, kämpft für das Gute, ist vermutlich lesbisch und hat sicher das ihrige dazu getan, das traditionelle Frauenbild zu verändern - fast acht Jahrzehnte lang. Jetzt wirft man der betagten Dame vor, dass sie die Formen eines Pin-up-Girls hat, was dem emanzipatorischen Charakter der Figur natürlich widerspricht. Man könnte sich auch darüber streiten, warum die fiktive Figur mit 75 Jahren immer noch solche Formen und keine Falten hat. Vielleicht liegt es wirklich daran, mit Angelina Jolie, Claudia Cardinale oder Charlize Theron gibt es UN-Pin-up-Girls, die natürlich altern.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 16,16, 0,25% unter der Vorwoche und 20,43% über Ende Dezember 2015. Die ZB-Reserven lagen mit u$s 37,01 Mrd., knapp unter der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30. November 2017 bei $ 19,35, was einen Jahreszinssatz von 22,55% bedeutet.

			***

			Der Merval-Aktienindex ging in einer Woche zum Mittwoch um 1,62% zurück, lag jedoch um 44,91% über Ende 2015.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch allgemein Kursrückgänge. Argentina 2019 schloss mit -1,13%, Argentina 2021 mit -1,51%, Argentina 2026 mit -2,82%, Argentina 2048 mit -2,45% und Bonar 2024 mit +0,61%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 330 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 320), und bei 24 Karat zu $ 471,43 ($ 457,19.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 12.12.2016 um 26,08%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 18,22% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 12.12.16 um 24,19% auf $ 1,54 Bio., und die Pesokredite nahmen in der gleichen Periode um 13,72% auf $ 955,26 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen um 134,31% auf $ 24,83 Mrd., und die Dollarkredite um 208,55% auf u$s 9,36 Mrd. Die Dollarisierung des Kreditsystems schreitet weiter voran.

			***

			Bei der öffentlichen Audienz über elektrische Energie, die am Mittwoch stattfand, hat die Regierung eine Verringerung der Subventionen und eine Erhöhung der Verteilungsmargen für Edesur und Edenor ab Februar 2017 angekündigt. Die Haushalte zahlen gegenwärtig nur 30% der Stromkosten. Die Regierung beabsichtigt die Subvention bis 2019 von jetzt 70% auf nur 10% zu verringern, was bedeutet, dass die Stromtarife über die allgemeine Inflationsrate erhöht werden. Die Tariferhöhungen gehen von 22% bei niedrigem Konsum bis zu 44% bei höherem. Die Grenzen für die einzelnen Kategorien sind 150, 300, 600 und 1,200 KWSt. pro Monat. Energiesekretär Alejandro Sruoga wies darauf hin, dass 40% der Haushalte von Gross Buenos Aires eine Erhöhung von durchschnittlich 36% haben werde, wobei 70% der Haushalte nur bis zu $ 130 zusätzlich pro Monat zahlen werden. 

			***

			Der Konsum von Nahrungsmitteln, Getränken und Artikeln für die persönliche Hygiene und für Reinigung lag im Oktober 2016 um 7,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Consulting-Firma CCR. Der Mengenumsatz der Supermärkte lag im Oktober um 10,9% unter dem Vorjahr, und der von Hypermärkten um 10,1%. Die Selbstbedienungsgeschäfte (Carrefour Express, VEA, Dia) hatten einen interanuellen Mengerückgang von 3,8%. Hingegen ist die verkaufte Menge bei den Grossisten Makro, Diarco, Maxiconsumo und Yaguar interanuell um 3,7% gestiegen.

			*** 

			Produktionsminister Francisco Cabrera erklärte beim 15. Seminar „Pro-pyme“ (kleine und mittlere Unternehmen), den der Techint-Konzern organisiert hat, dass Argentinien China nicht den Status einer Marktwirtschaft anerkennen werde. Mit Brasilien sei vereinbart worden, keine Entscheidung in dieser Angelegenheit zu treffen, und weiter wie bisher Antidumpingmassnahmen verhängen. 

			***

			Der Construya-Index, den die grossen Lieferanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen auf dem Binnenmarkt berechnen, lag im November 2016 um 20,2% unter dem Vorjahr und um 4% unter Oktober 2016. In 11 Monaten 2016 lag der Index um 15,4% unter dem Vorjahr. Der Index umfasst Zement, Kalk, Ziegelsteine, Rundstahl, Farben, Keramikverkleidungen, Keramikziegel für Dächer, Fenster und Türen, Glas, Fussböden, Toilettenausstattungen und Wasserröhren aus Stahl und Kunststoff.

			***

			Der Zementverbrauch lag im November 2016 mit knapp über einer Million Tonnen um 1,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 8,7% über Oktober, berichtet der Verband der Zementfabrikanten. In 11 Monaten 2016 waren es 9,8 Mio. Tonnen, 1,3 Mio. Tonnnen, gleich 11,7%, unter dem Vorjahr. 

			***

			Der Asphaltverbrauch erreichte im November einen Rekord von 49.000 Tonnen, 60% über dem gleichen Vorjahresmonat. Das ist darauf zurückzuführen, dass der Strassenbau, der gebremst war, wieder in Gang gesetzt wurde, so dass viele Strassen, deren Bau sich in der Endphase befand, oder die repariert wurden, viel Asphalt erforderten.

			***

			Fünf Luftfahrtunternehmen haben einen formellen Antrag gestellt, um auf dem argentinischen Binnenverkehr tätig sein zu können. Die Anträge werden in einer öffentlichen Audienz am 27. Dezember behandelt. Es handelt sich um Andes, Lineas Aéreas, American Jet, Alas del Sur, Avian Lineas Aereas und FB Lineas Aereas (die als Flybondi bekannt ist). Bisher wird der interne Luftverkehr zum weitaus grössten Teil von Aerolineas Argentinas, und an zweiter Stelle von LAN bedient. Wenn neue Airlines hinzukommen, dann verschärft sich die Konkurrenz, wobei voraussichtlich die Tarife sinken, und Aerolineas Argentinas dabei Schaden erleidet. 

			***

			Der Warenverkauf, der auf den Strassen der Stadt Buenos Aires vollzogen wird, lag im November um 40,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, jedoch um 6,7% über Oktober 2016, berichtet der argentinische Handelskammer. Bekleidung und Schuhe hatten einen Anteil von 41,2%, und Brillen, (Uhren und Schmuck einen von 13,9%). Das grösste illegale Verkaufszentrum befindet sich bei der Bahnhofstation „Once“.

			***

			Ein Vergleich der Preise verschiedener Konsumgüter zwischen Buenos Aires und New York, den die Zeitung „Ambito Financiero“ (8.12.16) veröffentlicht, ergibt folgende Unterschiede: Sportschuhe (Marke New Balance): Bs.As.: u$s 156, NY u$s 60; TV Led (Samsung 32): u$s 500 und u$s 178; Mobiltelefon (Iphone 7): u$s 500 und u$s 178; Babywagen (Chicco): u$s 750 und u$s 300; Playstation (4 Slim): u$s 750 und u$s 350; Jean (Levi´s) u$s 93 und u$s 50. Die Preisunterschiede sind auffallend gross und weisen darauf hin, dass der bestehende Wechselkurs nicht der Preisparität entspricht.

			***

			Die Gasverteilungsunternehmen Gas Nautral BAN und Metrogas haben bei der öffentlichen Audienz vom Mittwoch der Vorwoche Tariferhöhungen von durchschnttlich 27% gefordert, was jedoch nur für ca. 10% der Haushalte gilt. Für 70% der Haushalte liegt die Erhöhung mehr als doppelt so hoch. Bei Gas Natural sollen jetzt 60% der Kunden monatlich durchschnittlich $ 440 zahlen, mit einem Höchstbetrag von $ 614. 

			***

			Der Verbrauch von elektrischem Strom lag im 3. Quartal 2016 um 1,4% unter dem Vorjahr, wobei die Haushalte jedoch 0,2% und der Einzelhandel 0,7% mehr verbrauchten, aber die Industrie und der Grossistenhandel 5,8% weniger. Beim Gaskonsum trat eine Zunahme von 1,1% ein, wobei die Haushalte 3,1% und die Industrie 2,1% weniger konsumierten, die Kraftwerke aber 11,7% mehr. Bei den Haushalten hat die Tariferhöhung bei Strom und Gas zu einem sparsameren Konsum geführt.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Oppositionsdeputierten als Durchschnitt mehrerer privater Erhebungen berechnen, benannt „Kongressindex“, ergab für November 2016 eine Zunahme von 1,9%, und für 12 Monate eine von 43,4%.

			***

			Nachdem die Regierung per Dekret den Import von gebrauchten Maschinen für die Landwirtschaft erlaubt hat, mit einem Zollsatz von 6% bis 28%, gingen die Preise allgemein für diese Maschinen zurück. Die Unternehmen, die Saat- und Erntedienste für Dritte liefern, konnten dabei alte Maschinen durch gebrauchte ersetzen, die sich in viel besserem Zustand befanden.

			***

			In 11 Monaten 2016 lag der Traktorenverkauf um ca. 25% über dem Vorjahr. 34,7% der verkauften Schlepper stammen von John Deere, 20,5% von New Holland, 16,9% von Massey Ferguson und 27,9% von der lokalen Pauny. Im November wurden 532 Traktoren verkauft, 12% über dem Vorjahr.

			***

			Die Produktion der Lebensmittelindustrie lag in 9 Monaten 2016 um 2,6% unter dem Vorjahr, berichtet der Verband Copal. Ohne die Speiseölindustrie erreichte der Rückgang 4,7%. 65% der Bereiche dieser Industrie verzeichneten Abnahmen, darunter alkoholfreie Getränke (-12,7%), Fischerei (-9,2%), Milch und Milchprodukte (-9,1%), Wein (-7,4%), Weizenmehl (-6,6%) und Rindfleisch (-5,9%). Doch der Export von Nahrungsmitteln lag in 9 Monaten 2016 mit u$s 18,93 Mrd. um 0,9% über dem Vorjahr, wobei der Export in Mengen um 6,3% stieg, die Preise jedoch durchschnittlich um 5,1% unter dem Vorjahr lagen.

			***

			Die Gasförderung des Schiefergaslagers “Vaca Muerta”, in der Provinz Neuquén, erreichte im Oktober 5 Mio. cbm. pro Tag, 36,4% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Das „shale Gas“ hatte im Oktober 2016 einen Anteil von 6,9% an der landesweiten Gasförderung, gegen 4% im Vorjahr. Die Gasförderung nahm beim Konzern Aguada Pichana leicht ab, stieg jedoch dank horizontaler Bohrungen von 2.000 Metern in El Orejano, das von YPF zusammen mit der US-Firma Dow ausgebeutet wird. Dow betreibt eine petrochemische Fabrik in Bahía Balnca, die Gas als Rohstoff verwendet, und will sich auf diese Weise die Versorgung sichern. Die Bohrungen in Rincón La Ceniza und La Escalada werden gemeinsam von den Unternehmen Total (42,5%), Shell (42,5%) und G&P (15%) vollzogen. 

			***

			Die ANSeS („Administración Nacional de Seguridad Social“), die das Pensionerungssystem u.a. soziale Leistungen verwaltet, hat ein zunehmendes finanzielles Problem. Die Ausgaben werden zu 55% durch Beiträge auf Löhne, Gehälter umd Arbeitseinkommen von Selbstständigen finanziert, und zu 45% durch Beteiligungen am Erlös nationaler Steuern. Dabei leidet die ANSeS jetzt unter den real geringeren Einnahmen der Gewinnsteuer, an deren Bruttoerlös sie mit 20% beteiligt ist. Ebenfalls erhält sie 15% der MwSt. Ausserdem hat sich die Rückgabe von 3 Punkten der Beteiligung von 15% der Provinzen an den nationalen Steuern ausgewirkt. Das Schatzamt musste der ANSeS in 9 Monaten 2016 $ 83,2 Mrd. überweisen, gegen $ 43,3 Mrd. im, Vorjahr und $ 18 Mrd., im Jahr 2014. Doch auf der anderen Seite wird der Gewinn des Rentnerfonds an das Schatzamt überwiesen, obwohl er für die Rentner bestimmt ist. Dennoch verbleibt bei der Gesamtrechnung eine Belastung für das Schatzamt. Das finanzielle Problem könnte zum Teil durch Verkauf der Aktien im Portefeuille des Renterfonds gelöst werden. Doch dieser Verkauf wurde letztes Jahr per Gesetz verboten.

			***

			Durch Notstandsdekret 1244/16 (Amtsblatt vom 12.12.16) wurden die im Haushalt für 2016 vorgesehenen Ausgaben um $ 122 Mrd. erweitert. Von diesem Betrag werden nur ca. $ 22 Mrd. mit Steuereinnahmen gedeckt, so dass der Rest eine Zunahme des Defizites bedeutet, das mit Verschuldung und Geldschöpfung gedeckt wird. Ursprünglich hatte das Budget Ausgaben für $ 1,4 Bio. vorgesehen. Mit den Erhöhungen, die die Regierung verfügt hat, sind es jetzt fast $ 2 Bio. Von den zusätzlichen Mitteln entfielen $ 72,5 Mrd. auf die ANSeS, das Ministeriun für soziale Entwicklung $ 12,81 Mrd., und das Sicherheitsministerium $ 7,23 Mrd. Dieses Dekret schafft im Grunde keine neuen Ausgaben, sondern bestätigt nur solche, die schon vorgesehen waren, sich zum grossen Teil schon in Gang befanden, und gedeckt werden mussten.

			***

			Die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) hat dem argentinischen Staat einen Kredit von u$s 73,6 Mio. gewährt, der für die Einführung des Systems der einheitlichen Behandlung der Amtsschritte bestimmt ist, die bei Import- und Exportgeschäften notwendig sind. Dies soll die Zeit verkürzen, die diese Schritte in Anspruch nehmen, und auch Kosten sparen. Der Kredit läuft auf 25 Jahre, mit 5,5 Jahren Karenzfrist, wird zu Libor-Satz verzinst und sieht vor, dass der argentinische Staat als Gegenleistung mit u$s 8,4 Mio. beiträgt. Die Einzelheiten des Projektes wurden nicht bekanntgegeben. Eigentlich sollte nur das Zollamt bei Aussenhandelsgeschäften tätig sein. Dass die ZB auch mitwirkt, ist nur auf die Beibehaltung der Devisenbewirtschaftung zurückzuführen, also dem Zwang der Ablieferung der aus dem Export stammenden Devisen, den es in den meisten Ländern nicht gibt. Unter den Kirchners war bei Importen auch eine Genehmigung des Industrieministeriums notwendig, die jetzt nicht mehr besteht.

			***

			Die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) hat einen Kredit von u$s 40 Mio. für den Bau des Tunnels Agua Nerga bereitgestellt, der Argentinien mit Chile verbinden soll, zwischen San Juan und Coquimbo. Es handelt sich um zwei Tunnels, mit je zwei Fahrbahnen, die die Strecke zwischen Argentinien und Chile um 40 km und 3 Stunden verkürzen. Der Tunnel soll in achteinhalb Jahren fertig sein. Der Handel mit China, Indien u.a. asiatischen Staaten über chilenische Häfen wird durch den Tunnel wesentlich erleichtert.

			***

			Die ZB hat eine Schuld von u$s 1 Mrd. mit zwei Banken gezahlt, die im Juli mitttels Swapgeschäften aufgenommen worden war. Mit dieser Zahlung bestehen jetzt keine passiven Swapgeschäfte mehr. Die ZB benötigt gegenwärtig keine Sonderfinanzierungen, um die Devisenreserven auf ihrem gegenwärtigen Niveau su halten. Sie spart dabei Zinsen.

			***

			Produktionsminister Francisco Cabrera bestätigte, dass das Sondersystem für Tierra del Fuego bis 2023 beibehalten werde. Er empfing am Montag die Gouverneurin Susana Bertone, den Industrieminister der Provinz, Ramiro Caballero, und Vertreter der Unternehmen BGH, Brightstar, Carrier Fuegina, Newsan und Victoria Fuegina, und Gewerkschaftler, u.a. Antonio Caló, von den Metallarbeitern. Bei der Unterredung wurde die Möglichkeit besprochen, die Feuerlandindustrie effizienter zu gestalten. Die Gouverneurin legte auch Projekte vor, um weitere Produkte in Feuerland zu erzeugen. Und auch um die natürlichen Ressourcen der Provinz (Gas, Fisch und Braunkohle) an Ort zu verarbeiten.

			***

			Eine Mission des Finanzministeriums und der AFIP hat diese Woche mit Beamten des US.Schatzamtes über den Austausch von Information über Bankkonten verhandelt. Die argentinische Regierung will erreichen, dass die US-Behörden ihr Zugang zu den Daten über Konten von Personen oder Unternehmen gibt, die in Argentinien steuerpflichtig sind. Die USA hatten das Abkommen über multilateralen Informationsaustausch der OECD nicht unterzeichnet, das ab 2017 101 Staaten (mit Ausnahme der Schweiz, bei der das Abkommen ab 2018 in Kraft tritt) verpflichtet, steuerlich relevante Information automatisch zur Verfügung zu stellen. Das soll jetzt mit einem bilateralen Abkommen aufgeholt werden.

			***

			Der Rindfleischkonsum lag in 11 Monaten 2016 um 6,7% unter dem Vorjahr, und der pro-Kopf-Konsum sank auf 55,2 kg, berichter der Verband CICCRA, der den Handel und die Industrie des Rindfleisches vertritt. Der Export erreichte in dieser Periode 229.000 Tonnen, 21,2% über dem Vorjahr.

			***

			Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat für November eine Zunahme des Indices der Konsumentenpreise um 2% ermittelt, womit die Zunahme in 12 Monaten 44,8% und in 11 Monaten 2016 39,3% erreichte. Die stärksten Zunahmen entfielen im November auf Zigaretten (+4,2%), Telefonie (+3,9%) und Wohnungen, Wasser, Strom und Gas (+3%). Nahrungsmittel wiesen nur +1% aus.

			***

			Der Staatssekretär für Koordinierung im Amt des Kabinettschefs, Gustavo Lopetegeui, bestátigte, dass die Regierung das (primäre) Defizit bei 4,8% des Bruttoinlandsproduktes begrenzen werde, und für 2017 4,2% antsrebe. Der Verband für Budgetestudien ASAP hatte darauf hingewiesen, dass das Defizit mit der von der Opposition vorgeschlagenen Reform der Gewinnsteuer auf 6% steigen werde. Das Defizit ist in Wirklichkeit höher, weil bei den offiziellen Zahlen die Abhebung des ZB-Gewinnes (der rein buchmässig ist) und des Gewinnes des Rentnerfonds der ANSeS (der für die Rentner bestimmt ist) als echte Einnahmen gezählt werden, was sie nicht sind. Ausserdem muss man beim Defizit noch Zinsen addieren, die wegen der Anerkennung von Staatschulden und Neuverschuldung stark gestiegen sind. Auf der anderen Seite steigt das nominelle BIP als Folge der hohen Inflation, so dass der Prozentsatz des Defizites auf das BIP sinkt.

			***

			Die Rohstahlproduktion lag im November bei 359.300 Tonnen, 11,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat um 4,6% unter Oktober 2016. In 11 Monaten 2016 waren es 3,81 Mio. Tonnen, 18,1% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die ZB hat den Zinssatz bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag bei 35 Tagen unverändert auf 24,75% festgesetzt. Bei längeren Fristen war der Zinssatz niedriger, bis zu 22,88% bei 280 Tagen. Die Offerten betrugen $ 69,83 Mrd., von denen fast alle angenommen wurden. Da gleichzeitig Lebac für $ 95,87 Mrd. verfielen, nahm der Bestand der ZB um $ 26,17 Mrd. ab, was eine expansive monetäre Wirkung hatte, die zunächst durch höhere Depositen der Banken bei der ZB neutralisiert wurde.

			***

			Durch Dekret (Amstblatt vom 14.12.16) wurde die versprochene einmalige Zahlung von $ 1.000 in diesem Monat an Rentner verfügt, die die Mindestpension beziehen. Insgesamt sind es 3,5 Pensionäre und Hinterbliebene. Die Mindestpension liegt bei $ 6.661, so dass die Pensionäre mit der halben Zusatzpension im Dezember $ 9.991,5 kassieren, zu denen jetzt noch $ 1.000 hinzukommen. Arbeitsminister Jorge Triaca erklärte, auch die 2,2 Mio. Bezieher des Kindergeldes würden diese $ 1.000 erhalten. Die Regierung will zum Jahresende insgesamt $ 20 Mrd. verteilen, um die Konjunktur anzuregen und soziale Konflikte zu entkräften.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Brasiliens Präsident Michel Temer hat im Kongress ein Gesetzesprojekt zur Reform des Pensionierungsystems eingebracht, das dazu bestimmt ist, das Defizit des Systems stark zu verringern. Temer sagte, die Reform sei notwendig, um das Bestehen des Systems in Zukunft zu sichern. Das Pensionierungsalter soll auf 65 Jahre angehoben werden, mit einer späteren Zunahme auf 67. Frauen, die sich jetzt mit 60 Jahren pensionieren, werden mit Männern gleichgestellt, so dass auch sie 65 Jahre erreichen müssen. Für eine volle Pension sind 49 Arbeitsjahre notwendig. Wenn es weniger sind, wird die Pension entsprechend verringert. Bis 2027 will die Regierung mit diesem Projekt u$s 227 Mrd. sparen.

			***

			In Brasilien betrug die Inflation im November nur 0,18%, die niedrigste monatliche Zunahme in 18 Jahren. Die Konjunktur ist dabei immer noch schwach, wobei die Bank Itaú für 2017 mit einer BIP-Zunahme von nur 1,5% rechnet.

			***

			Die kubanische Regierung hat den Unternehmen Royal Caribbean und Norwengian Cruze die Genehmigung erteilt, mit ihren Tourismuskreuzern in kubanischen Häfen anzulegen. Das bringt dem Land mehr Touristen und zusätzliche Deviseneinnahmen.

			***

			Kuba erlebt gegenwärtig den stärksten Konjunkturrückgang seit Anfang der 90er Jahre, als die Sowjetunion zusammenbrach und die Subventionen eintstellte. Nach einem leichten Wachstum im Jahr 2015, rechnen Experten mit einem leichten BIP-Rückang in diesem und einem stärkeren im nächsten Jahr. Das ist einmal auf die Tatsache zurückzuführen, dass Venezuela nicht mehr in der Lage ist, Kuba zu subventionieren (mit verbilligten Erdöllieferungen), aber auch durch den starken Rückgang der Zuckerproduktion und den niedrigen Preis für Nickel, das Kuba erzeugt und exportiert, bedingt. Kuba lebt vom Tourismus, der besonders wegen mehr US-Reisenden, stark zunimmt. 

			***

			Die US-Supermarktkette Walmart hat Investitionen von u$s 1,3 Mrd. in Mexiko angekündigt, mit dem Ziel, den Umsatz der mexikanischen Filiale bis 2025 zu verdoppeln. Das geht in die entgegengesetze Richtung von Trump. Walmart hat in den letzten vier Jahren schon über u$s 2 Mrd. in Mexiko investiert.

			***

			Die spanische Bank Santander hat eine Investition von u$s 735 Mio. in Mexiko angekündigt, um ihre Filiale zu erweitern und technologisch zu modernisieren. 

			***

			Die Regierung von Venezuela hat die Firma Kreisel interveniert, die sich mit dem Vertrieb von Spielzeugen befasst, und hat gleichzeitig ca. 4 Mio. Spielzeuge beschlagnahmt, die zu Weihnachten und Neujahr verteilt werden sollen. Präsident Maduro wies auf die Absicht hin, mit den Einrichtungen der Firma eine Fabrik zu bilden, die vom Volk verwaltet wird und über chinesische Technologie verfügen soll. Dass die Regierung in einem Land mit akutem Mangel an Nahrungsmitteln und Medikamenten sich um die Versorgung mit Spielzeugen kümmert, ist wirklich absurd.

			***

			Brasiliens Präsident Michel Temer hat sich mit seiner Initiative der Einfrierung der Staatsausgaben durchgesetzt. Der Senat hat mit 56 gegen 16 Stimmen das Projekt der Verfassungsänderung verabschiedet, dass die Staatsausgaben während 20 Jahren in konstanten Werten unverändert lässt. Wenn somit ein Haushaltsgesetz vorgelegt oder im Kongress angenommen wird, bei dem die Ausgaben des Nationalstaates über die Inflation zunehmen, dann kann es als verfassungswidrig beanstandet werden. 

			***

			Argentinien hat am Mittwoch für ein halbes Jahr die Präsidentschaft des Mercosur übernommen. Bei der Zusammenkunft der Mitglieder im Aussenministerium in Buenos Aires,wurde die venezolanische Aussenministerin Delcy Rodriguez, nicht zugelassen, weil Venezuela als Mitglied ausgeschlossen wurde. Daraufhin beschimpfte sie Präsident Mauricio Macri über Twitter in übler Form.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Peugeot-Citroen

			Die französische Gruppe PSA, die Kfz. der Marken Peugeot und Citroen erzeugt, hat in der Vorwoche eine Investition von u$s 320 Mio. in ihrer Fabrik im Vorort Palomar angekündigt, die u.a. für eine neue Plattform bestimmt ist (CMO „Common modular plattform“), um neue Modelle zu erzeugen, die 2019 dem Publikum angeboten werden. 

			Der Präsident des Konzerns für Lateinamerika, Carlos Gomez, stattete Präsident Mauricio Macri einen Besuch ab, um ihm dies mitzuteilen. Macri war vom Berater für Auslandsinvestitionen, Horacio Reyser, begleitet, und Gomez vom lokalen Präsidenten der Firma, Luis Ureta Saenz Peña, und dem Direktor Rodrigo Perez Graziano. 

			Ureta Saenz Peña erinnerte Macri daran, dass PSA im Dezember 2015 eine neue Stampfanlage erworben habe und eine neue Technologie, genannt „full kitting“ eingeführt habe, die sich auf die sofortige Versorgung mit Teilen bezieht, wobei auch an einen Industrieparkt für Lieferanten in de Nähe der Fabrik gedacht wird. Der Anteil lokaler Teile am fertigen Fahrzeug soll spürbar erhöht werden.

			Renault

			Dieses farnzösische Unternehmen hat in der Fabrik in Santa Isabel, Provinz Córdoba, die Fabrikation der neuen Modelle Sandero Stepway und Logan aufgenommen, die im März 2015 angekündigt worden waren, und eine Investition von ca. u$s 100 Mio. erfordert hat. Die genannten Modelle wurden bisher aus Brasilien importiert, wo sie in der Renault-Fabrik in Curitiba erzeugt wurden. 

			Solvay Indupa

			Dieses Unternehmen hat der Nationalen Wertpapierkommission mitgeteilt, dass das brasilianische Amt für Konkurrenzschutz die Übernahme des gesamten Aktienpaketes der argentinischen Solvay Indupa durch die brasilianische Unipar Carbocloro genehmigt hat. Der formelle Abschluss soll am 27. Dezember 2016 erfolgen. Solvay Indupa, die 1948 gegründet wurde, ist der zweitgrösste Fabrikant von PVC und der vierte von Natron in Südamerika. Die Firma beschäftigt in ihren Fabriken in Argentinien und Brasilien 956 Personen, und hatte 2015 einen Gesamtumsatz von u$s 588 Mio.

			Banco Interfinanzas

			Die ZB hat den Kauf der Bank Interfinanzas durch die Brüder Fabio und Angelo Calcaterra (Vettern von Präsident Macri) und Fernando Mauro genehmigt. Verkäufer sind Miguel Angelino, José María Gonzalez de la Fuente und Mariano Felder. 90% der Aktien der Bank gehören jetzt der Firma CM Portfolio, die je zur Hälfte den Brüdern Calcaterra und Mauro gehört. Die neuen Inhaber der Bank haben sich verpflichtet, $ 300 Mio. zum Kapital beizutragen. Die Bank Interfinanzas war in den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts gegründet worden. Nach der Krise von 2001 ist der österreichische Partner ausgestiegen, und seither suchten die verbleibenden Aktionäre einen Käufer.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Diskussion um die Gewinnsteuer

			Die Einkommenssteuer, in Argentinien aus nie geklärten Gründen 1974 Gewinnsteuer benannt, obwohl der Gewinn eine Kategorie des Einkommens und nicht ein Synonym ist, wird in diesen Tagen heiss diskutiert. Beiläufig sei bemerkt, dass diese Steuer vorher “impuesto a los réditos” hiess, nach dem italienischen Wort “reddito”, das 1932, als diese Steuer in Argentinien eingeführt wurde, wörtlich übernommen wurde, und dem Wort Einkommen entspricht, ein Wort, das damals in seiner spanischen Übersetzung “ingreso” nicht geläufig war. Doch gegenwärtig wird Einkommen mit “ingreso” oder “ingreso neto” übersetzt, und nicht mit “Gewinn”. Es besteht kein Zweifel, dass diese Steuer, so wie sie ist, grosse Verzerrungen aufweist und für natürliche Personen (die im neuen Zivilgesetzbuch als “humane Personen” bezeichnet werden) zu hoch ist, irritierend wirkt, und die aufstrebende soziale Mobilität stört, die einen wesentlichen Bestandteil einer modernen Gesellschaft ist. 

			In Argentinien besteht hier noch das Problem, dass bei selbstständig Tätigen und Kleinunternehmen eine gigantische Hinterziehung besteht, die erklärt, dass der Anteil des Erlöses dieser Steuer am Bruttoinlandsprodukt knapp über 3% liegt, was etwa die Hälfte des Prozentsatzes von vergleichbaren Ländern ausmacht. Dass somit beim Mittelstand nur die Hinterzieher ein Kapital bilden können, das dann durch Weisswaschungen legalisiert wird, ist für Arbeitnehmer u.a., die gar nicht oder nur minimal hinterziehen können, besonders irritierend und ethisch nicht vertretbar.

			Bei Unternehmen besteht das Problem, dass es seit 2002 keine Inflationsberichtigung der Bilanzen gibt, so dass der Steuersatz von nominell 35%, bezogen auf den echten Gewinn, also ohne den inflationären Buchgewinn, normalerweise auf über 50% und gelegentlich auch auf über 60% steigt. Auf der ganzen Welt werden sonst Unternehmensgewinne nicht so hoch besteuert. Doch dieses Problem, das im Grunde das Wichtigste ist, weil dieser Zustand Investitionen hemmt, kam bei der Diskussion überhaupt nicht auf. Die Regierung könnte dies sofort korrigieren, weil die Inflationsberichtigung, die 1978 mit einem sehr einfachen System eingeführt wurde, 2002 nur aufgehoben, aber nicht abgeschafft wurde, so dass sie per Dekret sofort wieder eingeführt werden kann. Hier geht es eigentlich nicht um eine Steuersenkung, sondern nur um eine technische Korrektur. Es ist wirklich absurd, dass der effektive Steuersatz in Argentinien von der Inflationshöhe abhängt.

			Bei der Gewinnsteuer auf natürliche Personen gab es in 16 Jahren nur eine Anhebung des steuerfreien Mindestbetrages, aber nur für diejenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, aber keine Korrektur der progressiven Skala. Die Selbstständigen wurden ab 2002 zunehmend diskriminiert, wobei viele eigentlich bevorzugt werden sollten, weil ihr Einkommen in vielen Fällen grossen Schwankungen unterliegt, was sie zum Sparen zwingt. Doch sie haben keine Gewerkschaft, die sie verteidigt. Eine Inflation, die ab 2002 über 1.600% liegt, hat dazu geführt, dass die Progression real stark zugenommen hat, und sich als Folge die argentinische Gewinnsteuer in einer Steuer mit einem einheitlichen Satz (“flat tax”) nähert. Ein typisches Mittelstandeinkommen wird sofort vom Höchstsatz von 35% erfasst, und der durchschnittliche Satz auf das Einkommen hat sich in vielen Fällen in den letzten 16 Jahren etwa vervierfacht. Der Sinn der Progressivität wurde total verfälscht. Für hohe Einkommen hat sich dabei nichts geändert, weil der Durchschnittsatz schon vor 2002 nicht weit unter dem Höchstsatz lag, weil der grösste Teil des Einkommens von diesem Satz erfasst wurde; nur der Mittelstand wurde stark geschädigt. Einfach absurd! Und bei Regierungen, die sich als “fortschrittlich” einstuften und ihren sozialen Geist hervorhoben, wie die der Kichrners, noch absurder. 

			Man müsste somit bei der Einkommenssteuer bei Null anfangen. Die Steuer könnte bestimmt rationeller und auch einfacher gestaltet werden. Wir gehen hier so weit, die These aufzustellen, dass die vier Kategorien der Gewinnsteuer keinen Sinn haben. Es muss einfach versteuerbares Nettoeinkommen und steuerfreies Einkommen geben. Die unterschiedliche Behandlung sollte sich nur auf die Einkommenshöhe und nicht auf den Ursprung des Einkommens beziehen. Wenn jedoch, statt einer kompletten Neuformulierung, eine Korrektur nach der anderen gemacht wird, dann entstehen unvermeidlich Widersprüche und ungerechte Situationen. Und das Steuersystem wird dabei immer komplizierter. Genau das ist jetzt der Fall.

			Allein, das Grundproblem der Diskussion besteht nicht im steuerfreien Minimum, den Sätzen und verschiedenen steuerfreien Beträgen, sondern im Einnahmeverlust der Staates, sowohl des nationalen wie der Provinzen, die auch am Erlös der Gewinnsteuer beteiligt sind. Sowohl die Regierung wie die Opposition sind sich der Tatsache bewusst, dass ein untragbar hohes Defizit der Staatsfinanzen besteht, das durch neue Staatsausgaben ununterbrochen erhöht wird und keine Verringerung der Steuereinnahmen verträgt. Die Regierung hatte im Staatshaushalt für 2017 einen Betrag von $ 27 Mrd. eingeplant, der als Verlust wegen der Reform der Gewinnsteuer entstehen sollte. Doch bei der Reform, die die Opposition (sowohl die Kirchneristen der Front für den Sieg, die FpV, wie die Erneuerungsfront von Sergio Massa u.a.) genehmigt hat, steigt der Verlust gewaltig, auch bei Berücksichtigung der neuen Steuern auf weit über $ 50 Mrd. eventuell sogar laut AFIP-Direktor Alberto Abad auf über $ 100 Mrd. 

			Problematische neue Steuern

			Einmal soll der Exportzoll auf Bergbauprodukte wieder eingeführt werden. Dieser Zoll war unter Menem abgeschafft worden, wobei er für die unter dem seit Anfang der 90er Jahre geltenden Bergbaugesetz genehmigen Konzessionen nicht wieder eingeführt werden kann, weil das Gesetz Steuerstabilität garantiert. Vor einigen Jahren führte die Regierung dennoch auf Initiative von Staatssekretär Guillermo Moreno, als die Preise für Metalle und Metallerze sehr hoch waren, einen Exportzoll von 10% ein, den Macri dann schon im Dezember 2015 ausser Kraft setzte, wobei die Preise der Produkte, um die es hier geht, in den letzten Jahren allgemein stark gefallen sind, ganz besonders bei Eisenerz. Der Preis hält sich bei Gold, und auch bei Lithium und Molybdän, die jedoch vorerst in geringen Mengen erzeugt werden. Aber bei Eisenerz ist er so stark gefallen, dass das Bergwerk in Sierra Grande, Provinz Río Negro, einstweilen stillgelegt werden musste. Und bei Kupfererz ist der Preis auch gefallen, so dass die Rechnung nur mit Mühe aufgeht. Es hätte jedoch keinen Sinn, die Exportsteuer je nach Produkt zu differenzieren. Auf alle Fälle ist dieses hin und her mit der Exportsteuer nicht seriös und wirkt abschreckend auf Investitionen, wobei besonders beim Bergbau viel in dieser Beziehung erwartet wird, besonders was Lithium betrifft, wo Argentinien zu den wenigen Ländern mit hohen Reserven gehört.

			Des Weiteren soll eine Steuer auf die Spielmaschinen eingeführt werden, von 10% auf den Ankaufswert minus die Amortisation. Die meisten Maschinen sind ganz oder zum grössten Teil amortisiert, so dass nicht viel übrig bleibt. Hinzu kommt eine Steuer auf Online-Wetten, von 7,5%, die bei der Zahlung mit der Karte abgezogen wird. Diese Steuer führt dazu, dass von Online-Wetten Abstand genommen wird und direkt bei den Maschinen gewettet wird, oder bei der illegalen “Quiniela”. Beide Steuern gelten für 5 Jahre. Hier muss jedoch vorerst juristisch geklärt werden, ob diese Steuern nicht unter die Hoheit der Provinzen fällt. Ausserdem werden die Spielmaschinen schon von der Vermögenssteuer erfasst, so dass hier eine Doppelbesteuerung eintritt, die beanstandet werden kann. Glückspiel wird von den Provinzen schon jetzt stark besteuert, und mit weiteren Steuern geht die Rechnung gelegentlich nicht mehr auf. 

			Auch finanzielle Einkommen sollen jetzt besteuert werden. Das klingt politisch gut, ist jedoch inhaltlich ziemlich leer. Von den Lebac-Wechseln der ZB entfällt 97% des Gesamtbetrages auf Unternehmen, bei denen die Zinsen ohnehin schon von der Gewinnsteuer erfasst werden. Und bei der Besteuerung von Fristdepositen von über $ 1,5 Mio., werden diejenigen, die auf AGs und GmbHs entfallen, schon jetzt besteuert. Abgesehen davon liegt der Zinssatz weit unter der Inflationsrate, so dass diese Depositen ohnehin schon die unsichtbare Inflationssteuer bezahlen. Die Regierung sollte sich bemühen, das rachitische Bankensystem auszubauen, und müsste somit genau in entgegengesetzter Richtung gehen, als jetzt vorgeschlagen wird. Was Zinsen betrifft, so besteht bei den Krediten, die das weit verbreitete Wuchersystem vergibt, eine grosse Steuerhinterziehung. Wie man diese Zinsen erfassen könnte, die allgemein sehr hoch liegen (gelegentlich, richtig berechnet, über 100%), verbleibt vorerst ein ungelöstes Problem. Das Kreditvolumen dieses Bereiches ist sehr hoch, eventuell höher als das der Bankkredite, so dass es sich hier nicht um eine Kleinigkeit handelt. 

			Hinzu kommt noch eine Steuer von 10% auf Bardividenden von Aktiengesellschaften und Anlagefonds. Diese Steuer war vor einigen Jahren eingeführt worden und wurde von Macri abgeschafft. Frage: Will man Investitionen anziehen oder nicht? Der Gewinn des Unternehmens ist ohnehin schon mit dem Höchstsatz von 35% belastet, der wegen der Inflation real noch mehr in die Höhe getrieben wird. Hier entsteht eine Diskriminierung von AGs und GmbHs gegenüber Personengesellschaften, bei denen der Steuersatz auf den Gewinn bei höchstens 35% verbleibt.

			Auf unproduktive Immobilien, also besonders leere Wohnungen, die nicht vermietet werden, soll während drei Jahren eine Steuer von 0,75% erhoben werden. Abgesehen vom Erlös dürfte diese Steuer eine andere Wirkung haben, nämlich die Besitzer zu bewegen, die Wohnungen zu vermieten. Das würde das Angebot erhöhen und die Mieten senken. Auf diesem Gebiet muss noch das Problem der Garantie gelöst werden, wobei hier auch eine staatliche Garantie notwendig ist, weil viele Mieter, meistens wenig wohlhabende Familien, keinen Verwandten oder Freund haben, der eine ausreichende Garantie stellen kann und dies auch tun will. Auch wenn dabei ein Verlust entsteht, ist dies für die Staatskasse billiger als der Bau von Sozialwohnungen. Es wäre eine effizientere Sozialpolitik. Allein in der Stadt Buenos Aires gibt es über 150.000 leere Wohnungen, was in einem Land mit Wohnungsnot irrational ist. 

			Schliesslich soll die MwSt. auf Dienstleistungen erhoben werden, die aus dem Ausland geliefert werden, wie Internet-Software. Der lokale Vertreter soll hier verantwortlich gegenüber dem Steueramt sein. Und wenn es keinen Vertreter gibt oder dieser das Geschäft nur vermittelt, aber nicht mitwirkt? 

			All diese Ersatzsteuern zusammen, bringen sehr wenig ein. Es werden nicht entfernt $ 30 Mrd. sein, die die Befürworter des Oppositonsprojektes in Aussicht stellen. Es fällt auf, dass niemand die jüngste Initiative des Landwirtschaftsministeriums erwähnt, die Schlachthäuser, ihre Lieferanten und Kunden, einer strengen Kontrolle zu unterziehen.(Siehe Wirtschaftsübersicht vom 2.12.16). Hier werden laut Vertretern der Industrie jährlich ca. $ 10 Mrd. hinterzogen. Wenn nur die Hälfte dieses Betrages steuerlich erfasst würde, so wäre das schon sehr viel.

			Zwei Projekte: Regierung und Opposition

			Die Einkommensbesteuerung unterscheidet sich beim genehmigten Oppositionsprojekt gegenüber dem der Regierung, vor allem wegen des höheren steuerfreien Minimums, folgendermassen (in Pesos por Monat): 
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			Das Oppositionsprojekt schliesst ausserdem folgende steuerfreie Beträge ein, die im Regierungsprojekt nicht enthalten sind:

			- Der zusätzliche Jahreslohn (“aguinaldo”), der in zwei Raten gezahlt wird, aber nur für diejenigen, deren Lohn oder Gehalt unter 8 Mindestlöhnen liegt (was heute $ 64.480 ausmacht).

			- Pensionen und Hinterbliebenenrenten bis zu $ 60.000.

			- Mieten für die einzige Wohnung, bis zu $ 48.666 jährlich.

			- Zinsen auf Hypotheken für die Wohnung in Höhe von bis zu $ 48.666. Seit 2001 waren es $ 20.000, wobei der Betrag nie korrigiert wurde.

			- Extralöhne und Zusatzzahlungen für Produktivität. 

			- Reisekosten und Ausgaben, die mit der Arbeit verbunden sind, bis zu $ 48.666.

			Mit diesen Abzügen ist die Verringerung der Steuerlast in vielen Fällen noch viel grösser. Steuerexperten weisen darauf hin, dass die Steuerbefreiung bei Extrastunden und Zusatzzahlungen für Produktivität schwer zu kontrollieren ist, wobei es sofort zu Mogeleien kommt, indem in den Arbeitsverträgen ein Teil des Lohnes als Bestandteil dieser Kategorien verkleidet wird. 

			Im Oppositionsprojekt werden die Gehälter der Richter, die ab 1.1.2017 ernannt werden, von der Gewinnsteuer erfasst. Die Verfassung bestimmt, dass die Richtergehälter nicht verringert werden düften, was stets so intepretiert wurde, dass sie nicht von der Einkommenssteuer erfasst werden, weil sie es bisher nicht sind. Bei neuernannten Richtern wäre die Steuer jedoch keine Verringerung, da dies von vorne herein feststeht. In den Vereinigten Staaten, wo das gleiche Problem bestand (schliesslich wurde die US-Verfassung in Argentinien weitgehend übernommen), wurde das Problem schon vor Jahrzehnten auf diese Weise gelöst, so dass jetzt alle Richter die Einkommenssteuer zahlen. Da unmittelbar viele Richter ernannt werden müssen, und auch viele in den Ruhestand gehen, würde in einem Jahrzehnt wohl der grösste Teil der Richter die Einkommenssteuer zahlen. Und das ist gut so. 

			Beide Projekte sehen für 2017 eine Indexierung gemäss Lohnindex der Stufen der progressiven Skala für 2017 vor. Doch das Regierungsprojekt ist hier grosszügiger und auch weitsichtiger, weil das gleiche System auch 2018 und 2019 angewendet werden soll. Das ist im Oppositionsprojekt nicht vorgesehen. Die Indexierung ist in beiden Fällen beschränkt, und nicht wie die, die im März 1976 eingeführt wurde, die sich auf das steuerfreie Mínimum, die festen Beträge und die Stufen der Skala bezog. Die Regierung hofft, die Inflation schrittweise stark senken zu können, bis auf eine einstellige Zahl in zwei oder drei Jahren, womit das Problem nicht mehr so brisant wäre. Hoffentlich kommt es so, doch so wie es aus der gegenwärtigen Perspektive aussieht, verbleibt die Inflation zunächst hoch, sehr wahrscheinlich über 30%. Und dann stellt sich bei der Gewinnsteuer das gleiche Problem, über das jetzt diskutiert wird, von neuem.

			Der Senat hat das Projekt gebremst

			Obwohl die Oppositionsparteien, die das Reformprojekt der Gewinnsteuer befürwortet haben, im Senat eine noch grössere Mehrheit haben als in der Deputiertenkammer, wurde das Projekt zunächst nicht genehmigt, sondern eine Diskussion über das Thema empfohlen, bei der auch die Gouverneure und die Gewerkschaftszentrale CGT ihre Meinung äussern. Die Gouverneure spielen hier eine entscheidende Rolle, weil ihre Provinzen bei dieser Reform Einnahmen aus der Beteiligung an den nationalen Steuern verlieren, die die Regierung mit $ 20 Mrd. im Jahr veranschlagt hat. Ausserdem hat sie die Regierung wissen lassen, dass auch Investitionsprojekte in den Provinzen, die der Nationalstaat finanziert, nicht durchgeführt werden könnten. Für die Gouverneure hat ihre Provinz Vorrang vor den nationalen Themen, was verständlich ist. Und die Senatoren denken weitgehend im gleichen Sinn. Wenn ihre Provinz schwere finanzielle Probleme hat, steht auch ihre Wiederwahl in Frage.

			Die Verhandlungen begannen sofort. Präsident Macri  sprach mit dem Gewerkschaftler Hugo Moyano, und Innenminister Rogelio Frigerio mit Sergio Massa. Doch der Vorsitzende der Parlamentsfraktion „Front für den Sieg“, Miguel Pichetto, forderte, dass nächsten Mittwoch ein neues Projekt vorgelegt werde, und drohte, dass sonst dass von der Deptuiertenkammer schon verabschiedete Projekt behandelt werde. Es ist jedoch faktisch nicht möglich, ein neues Projekt, dass die finanziellen Kosten für die Staatskasse stark verringert, in so kurzer Zeit auszuarbeiten. Auch die vorgeschlagenen Ersatzsteuern müssen eingehend studiert werden, was nicht in wenigen Tagen möglich ist. Es ist anzunehmen, dass die meisten Senatoren die Eile von Pichetto nicht teilen.

			Die Reform der Gewinnsteuer braucht nicht in diesem Jahr vom Parlament verabschiedet zu werden. Die Reform kann im Laufe des Jahres 2017 durchgeführt werden, wobei Steuergesetze, die sich auf eine Jahresperiode beziehen, ab 1. Januar 2017 rückwirkend sind. Dabei stellt sich nur das Problem der Einbehaltungen der Gewinnsteuer, die die Unternehmen bei ihrer Belegschaft vollziehen, bei denen die Skala von 2016 weiter angewendet wird. Dieses Problem kann jedoch per Dekret gelöst werden. 

			Die Regierung sollte die Gelegenheit beim Schopf fassen, und eine umfassende Diskussion der Gewinnsteuer in Gang setzen, bei der auch Unternehmerverbände und vor allem Steuerexperten und der Verband, der sie vertritt, Stellung nehmen. Es besteht kein Zweifel, dass die Last der Gewinnsteuer in Argentinien zu hoch ist, besonders für den Mittelstand im weiteren Sinn, und auch für Unternehmen, die wegen der Inflation bei ihrem echten Gewinn auf sehr hohe Steuersätze gelangen. In beiden Fällen, also natürliche Personen und Unternehmen, liegt der Steuersatz höher als in USA, der EU und anderen Ländern, und das sollte gewiss nicht sein.

			Doch eine Korrektur dieses Zustandes ist aus finanziellen Gründen nur schrittweise möglich, was im Gesetz vorgesehen werden sollte. Allerdings erfordert dies dann eine Verringerung der Staatsquote und der Steuerhinterziehung. Es wäre gewiss gut, wenn diese beiden Themen bei der Diskussion in den Vordergrund rücken. 

		

	